
BUND dokumentiert Behördenversagen bei Umsetzung der Eingriffsregelung  

Umfrage offenbart: ökologischer Ausgleich von Bauvorhaben wird vernachlässigt 

• kaum Dokumentation und Kontrolle 

• weitere Naturzerstörungen vorprogrammiert 

• Umweltminister Krischer muss Vollzugsdefizit beheben 

Düsseldorf | Eine BUND-Untersuchung der Kompensationskataster in Nordrhein-Westfa-
len kommt zu enttäuschenden Ergebnissen. Nur einige wenige der Kreise und kreisfreien 
Städte kommen ansatzweise ihrer gesetzlichen Pflicht nach, die bei unvermeidlichen Ein-
griffen in Natur und Landschaft festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu doku-
mentieren. Dabei sollte das Ausgleichskataster seit den 1970er Jahren helfen, dass sich 
unsere Ökosysteme durch Baumaßnahmen nicht weiter verschlechtern. 

Holger Sticht, BUND-Landesvorsitzender: „Unsere Umfrage offenbart eine desolate 
Lage: Trotz klarer gesetzlicher Vorgaben verweigern die Kreise und Kommunen die Um-
setzung der Eingriffsregelung. Das leistet weiteren Naturzerstörungen Vorschub, ohne 
dass zumindest ein ökologischer Ausgleich hergestellt wird. In Zeiten von Insektensterben, 
Biodiversitätsschwund und zunehmender Versiegelung der Landschaft muss dieses Voll-
zugsdefizit dringend behoben werden.“ 

Die BUND-Befragung ergibt, dass einige Kreise und kreisfreie Städte das Kataster gar 
nicht veröffentlichen und sich so jeder Kontrolle entziehen. Andere veröffentlichen rudi-
mentäre Daten oder aussagelose Karten, die auf ihrer Homepage kaum auffindbar sind. 
Die meisten Kreise und Städte können den Flächenbezug zwischen Eingriff und Ausgleich 
nicht transparent darstellen. Seit 2022 stellt das Landesamt für Natur-, Umwelt- und Ver-
braucherschutz (LANUV) ein Veröffentlichungsportal zur Verfügung, welches bis heute un-
genutzt bleibt.  

Heinz Rütten, BUND Mönchengladbach: "Unsere Akteneinsicht offenbart, in welch un-
systematischen und unvollständigem Zustand sich die Datenbasis für ein Kompensations-
flächenkataster befindet. Damit lässt sich weder eine vollständige Umsetzung noch eine 
wirksame Kontrolle der Eingriffsregelung bewerkstelligen. Die Eingriffsregelung wird so 
zum zahnlosen Tiger." 

Dabei können nach Ansicht des BUND Ausgleichsflächen ein wichtiger und nachhaltiger 
Bestandteil der Biotopverbundplanung in NRW sein. Das setzt aber voraus, dass die Be-
hörden wissen, wo sie liegen und welcher Biotop sich auf ihnen entwickelt hat. 

Der BUND fordert daher Umweltminister Oliver Krischer auf, die Umsetzung der gesetzli-
chen Vorgaben sicherzustellen. Alle Daten zu den Kompensationsflächen müssten zeitnah 
in das LANUV-Portal eingepflegt werden. Um die Flächen dauerhaft zu sichern und in die 
Biotopverbundplanung zu integrieren, müssten sie zudem in den Landschaftsplänen dar-
gestellt werden. Auch sei eine regelmäßige Kontrolle der Ausgleichsflächen ebenso unab-
dingbar, wie eine dem Zielbiotop angepasste Pflege. 

Mehr Informationen: 

Der BUND-Hintergrund „Kompensationsflächen in Nordrhein-Westfalen - Fehlende Vollständigkeit 

und Transparenz“ stellt die Umfrageergebnisse zusammengefasst dar. Download 

Ansprechpartner: 

• Dirk Jansen, Geschäftsleiter BUND NRW, T. 0172 29 29 733, dirk.jan-
sen@bund.net 

• Heinz Rütten, BUND Mönchengladbach, T. 02161-558381, ruetten@web.de 
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